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Zentrales Impfregister 

§ 24c. (1) Das zentrale Impfregister ist wesentlicher Bestandteil des eImpfpasses und dient der 
elektronischen Dokumentation aller durchgeführten Impfungen sowie impfrelevanten Informationen. 
Impfrelevante Informationen sind impfrelevante Vorerkrankungen, besondere Impfindikationen und die 
in einer Verordnung gemäß § 28b Abs. 2 Z 9 lit. a genannten oder im Einzelfall (Abs. 3) medizinisch 
indizierten Antikörperbestimmungen. 

(2) Zur Erfüllung der in § 24d Abs. 2 genannten Zwecke haben 

 1. eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter, die Impfungen tatsächlich durchführen, die Angaben 

 a) zum Impfstoff (Klassifikation, Handelsname, Hersteller, Zulassungsnummer, 
Chargennummer, Verfallsdatum, Serialisierungsnummer, Pharmazentralnummer und 
Anatomisch-Therapeutisch-Chemische Zuordnung), 

 b) zur verabreichten Impfung (Datum der Verabreichung, Dosierung und Dosis, angewandtes 
Impfschema, Impfempfehlung und Zuordnung zu Impfprogrammen), 

 c) zum Bürger/zur Bürgerin (Name, Geburtsdatum, Geschlecht, Wohnadresse, Angaben zur 
Erreichbarkeit, Angaben zu einer allfälligen Vertretung, Sozialversicherungsnummer, 
bereichsspezifisches Personenkennzeichen Gesundheit [bPK-GH], Gemeindecode, 
Antikörperbestimmung, impfrelevante Vorerkrankungen und besondere Impfindikationen) 
sowie 

 d) zum impfenden oder speichernden eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter (Name, Rolle, 
Berufsadresse, ein in einer Verordnung gemäß § 28b Abs. 2 Z 8 genanntes Impfsetting und 
Datum der Speicherung), und 

 2. eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter, die Antikörpertests tatsächlich auswerten, unter den 
Voraussetzungen des Abs. 3, 
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 a) Antikörperbestimmungen sowie das Krankheitsbild, auf das sich diese beziehen, und 

 b) die Angaben gemäß Z 1 lit. c und d, ausgenommen das Impfsetting, sofern sie dem eImpf-
Gesundheitsdiensteanbieter zur Verfügung stehen, 

im zentralen Impfregister ab dem in einer Verordnung gemäß § 28b Abs. 2 Z 2 lit. b festgelegten 
Zeitpunkt zu speichern. Die Speicherung dieser Angaben im zentralen Impfregister erfüllt die 
berufsrechtliche Dokumentationsflicht (z. B. § 51 Abs. 1 ÄrzteG 1998). Eine über diese Speicherung 
hinausgehende berufsrechtlich erforderliche Dokumentation hat nicht im zentralen Impfregister zu 
erfolgen. 

(3) Unabhängig von der Verabreichung einer Impfung haben 

 1. eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter gemäß § 2 Z 18 lit. a, die Angehörige des ärztlichen Berufes 
gemäß § 3 ÄrzteG 1998 oder Amtsärzte und Amtsärztinnen, einschließlich Militärärzte und 
Militärärztinnen (§ 41 ÄrzteG 1998), sind, unter Berücksichtigung der jeweiligen Berufsrechte 
impfrelevante Informationen (Abs. 1) im zentralen Impfregister zu speichern. Die Beurteilung, 
ob eine besondere Impfindikation vorliegt oder eine Vorerkrankung impfrelevant ist, obliegt 
diesem eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter. Jedenfalls impfrelevante Vorerkrankungen sind 
Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME), Masern, Röteln, Hepatitis A und B, Varizellen und 
Polio; und 

 2. eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter gemäß § 2 Z 18 lit. b Antikörperbestimmungen 

im zentralen Impfregister zu speichern. Die Voraussetzungen, unter denen Antikörperbestimmungen von 
eImpf-Gesundheitsdiensteanbietern im zentralen Impfregister gespeichert werden dürfen, sind von dem 
für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister oder zuständigen Bundesministerin mittels 
Verordnung gemäß § 28b Abs. 2 Z 9 lit. a festzulegen. eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter gemäß § 2 Z 18 
lit. a, die Angehörige des ärztlichen Berufes gemäß § 3 ÄrzteG 1998 oder Amtsärzte und Amtsärztinnen, 
einschließlich Militärärzte und Militärärztinnen (§ 41 ÄrzteG 1998) sind, dürfen über die in dieser 
Verordnung festgelegten Antikörperbestimmungen hinaus auch andere Antikörperbestimmungen im 
zentralen Impfregister speichern, sofern dies im Einzelfall medizinisch indiziert ist. 

(4) eImpf-Gesundheitsdiensteanbieter gemäß § 2 Z 18 lit. a, ausgenommen diplomierte Gesundheits- 
und Krankenpfleger/innen sowie Apotheken gemäß § 1 des Apothekengesetzes, 

 1. dürfen unter Berücksichtigung der jeweiligen Berufspflichten (z. B. § 49 Abs. 1 ÄrzteG 1998) 
andere als die in Z 3 genannten verabreichten und schriftlich dokumentierten, aber nicht im 
zentralen Impfregister gespeicherten Impfungen nachtragen; 

 2. dürfen die gemäß § 24e Abs. 6 selbst eingetragenen Impfungen unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Berufsrechte vidieren und 

 3. haben die in einer Verordnung gemäß § 28b Abs. 2 Z 7 genannten verabreichten Impfungen 
nachzutragen. 

(5) Für die im zentralen Impfregister gespeicherten Daten geltenden folgende Löschfristen: 

 1. Impfungen, impfrelevante Vorerkrankungen und Impferinnerungen sind dreißig Jahre nach dem 
Tod eines Bürgers/einer Bürgerin von dem für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesminister oder der zuständigen Bundesministerin zu löschen; ist kein Sterbedatum bekannt, 
sind diese Angaben spätestens 120 Jahre nach der Geburt des Bürgers/der Bürgerin zu löschen. 

 2. Antikörperbestimmungen sind nach Ablauf der des für das Gesundheitswesen zuständigen 
Bundesministers oder der zuständigen Bundesministerin mit Verordnung nach § 28b Abs. 2 Z 9 
lit. b unter Berücksichtigung des Stands der Wissenschaft festgelegten angemessenen Löschfrist 
von dem für das Gesundheitswesen zuständigen Bundesminister oder der Bundesministerin zu 
löschen. 

(6) Der für das Gesundheitswesen zuständige Bundesminister oder die zuständige Bundesministerin 
hat 

 1. zu den in § 24d Abs. 2 Z 2 und 3 genannten Zwecken den jeweils aktuellen Impfplan Österreich 
im zentralen Impfregister sowie, 

 2. um den Zugriff auf die zusammenfassende Darstellung der im zentralen Impfregister 
gespeicherten Daten gemäß § 24d Abs. 2 Z 1 den ELGA-Gesundheitsdiensteanbietern und 
ELGA-Teilnehmer/inne/n zu ermöglichen und ELGA-Anwendungen gemäß § 2 Z 16 oder 
andere eHealth-Anwendungen gemäß diesem Abschnitt zu unterstützen, standardisierte 
elektronische Schnittstellen 

bereitzustellen. 
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